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Ihr Schreiben vom Ihr Zeichen 
tte bei Antwort angeben 

Unser Zeichen 
Vcrkehr-14 1 

Cham. 
25.10.20 17 

Vollzug der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO); 
Führu ng eines Fahrtenbuches fü r das Kraftfahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen 

der Fa. 

Anlagen: 
1 Kostenrechnung 
1 Fahrtenbuch 
1 Empfangsbekenntnis gegen Rückgabe 

Das Landratsamt Cham erlässt folgenden 

1. Der Firma 
schäftsfUhrer Dr. 
amtlichen Kennzeichen 

Be s cheid 

CHA- ~. · ~~ 

;, vertreten durch die Herren Ge­
·, hat ftlr das Fahrzeug mit dem 

tmd fiir jedes, im Falle der Veräußerung oder Außerbetriebsetzung an dessen Stelle tretende 
Ersatzfahrzeug für die Zeit von 6 Monaten 

ein Fahrtenbuch 

zu fiihren. 

Diese Verpflichtung beginnt eine Woche nach Zustellung dieses Bescheides. 

llnusanschrifl: 
Rachelstr. 6 
934 13 Chnm 

OPNV-l laltestellen : 
Zug: OahnhofChan1 
Bus: Floßhafen o. LRA 

lntemet: 
http://www.landkrcis-chrun.de 
poststcllc@lra.landkrcis·chnm.dc 

Konto: Spurkasse Chrun 
IOAN: DESO 7425 I 020 0620 0000 59 
SWIFT/BIC: BYLADEMICHM 
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2. Das Fahrtenbuch-muss für das Fahrzeug mit deni amtlichen Kennzeichen CHA- 1 für 

jede einzelne Fahrt einen zuverlässigen Nachweis darüber erbringen, wer wann das Fahr-
zeug gefilhrt hat. - · 
Der Fahrzeughalter oder sein Beauftragter hat demnach mindestens folgende Angaben ein­
zutragen: 

vor Beginn der Fahrt: 
a) Amtliches Kennzeichen des Fahrzeuges 
b) Name, Vorname und Anschrift des Fahrzeugftl.hrers 
c) Datum und Uhrzeit des Beginns der Fahrt und 

nach Beendigung der Fahrt: 
unverzüglich Datum und Uhrzeit (Fahrtzeitende) mit Unterschrift 

Das Fahrtenbuch ist noch 6 Monate nach Ablauf der Zeit, fi1r diese die Führung auferlegt ist, 
aufzubewahren; es ist d~n zuständigen Personen aufVerlangenjederzeit zur Prüfung auszu­
händigen. 

· 3. Dieses Fahrtenbuch kann nur durch einen Fahrtschreiber nach§ 57 a StVZO ersetzt werden. 
Bei einem Wechsel des Fahrzeugfiihrers sindjedoch entsprechende zusätzliche Eintragun-
gen notwendig. · 

4. Das Fahrtenbuch ist in der Anlage beigefllgt. 

5. Wird die Verpflichtung in Ziffer 1 und 2 nicht oder nicht vollständig erfüllt, wird ein 
Zwangsgeld in Höhe von 250,-- € zur Zahlung flillig. 

6. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 - 3 dieses Bescheides wird angeordnet. 

7. Die Kosten des Verfahrens hat die Fa. AG zu tragen. 

8'. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 60,-- € festgesetzt. 

Gründe: 

I. 

Am 06.05.2017 fiihrte der Landkreis Oberhavel, 16501 Oranienburg auf derB 96 bei km 
0,0000, Anschlussstelle 850, Fahrtrichtung Nassenheide eine Geschwindigkeitskontrolle durch. _ 
Um 11.35 Uhr wurde das Kraftfahrzeug Daimler mit dem amtlichen Kennzeichen CHA.:.... 

1 erfasst. Durch die Messung wurde ermittelt, dass der Kraftfahrzeugfiihrer die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit außerhalb geschlossener Ortschaften von 100 kni/h nach Abzug der 
Toleranz um 26 km/h überschritten hat. Die Zuwiderhandlung ist mit einem Bußgeld und eiilen 
Punkt am Fahreignungsregister in Flensburg bewehrt. · 

Da eine Anhaltung des Fahrers nicht durchgefllhrt wurde, hat der Landkreis Oberhavel den 
Fahrzeughalter, die AG, Geschäftsleitwig, aus angehört und um Anga-
ben zur Person des Fahrzeugfllhrers gebeten. 
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Der Führer des hochwertigen Fahrzeuges, Daimler mit dem amtlichen Kennzeichen CHA-
·war eindeutig männlich und älter als 50 Jahre. Eine Feststellung des Halters verlief, trotz 

sehr gutem Lichtbild, nicht erfolgreich. Der im Bußgeldverfahren seitens der Fa. AG 
beauftragte bevollmächtigte Vertreter. war trotz Akteneinsicht offensichtlich nicht in der Lage, 
den Fahrer des genannten Dienstfahrzeuges def Fa. AG am Tattag zu ermitteln, bzw. 
zu benennen. Das eingeleitete Ordnungswidrigkeitenverfahren wurde letztendlich mit Ver:fii­
gung des Landkreis Oberhavel vom 02.08.2017 eingestellt, weil derjenige, der die Ordnungs­
widrigkeit begangen hat, nicht festgestellt werden konnte. Da der Fahrzeugfilhrer nicht fest­
stellbar war, beantragte der Landlei-eis Oberhavel beim Landratsamt Cham dem Halter des ein­
schlägigen Kraftfahrzeuges die Führung eines Fahrtenbuches aufzuerlegen. 

Mit Schreiben des LandratsamtesCham vom 18.09.2017 wurde die Fa. AG aus 
über den anliegenden Sachverhalt und der drohenden Auflage eines Fahrtenbuches fi1r 

· das Kraftfahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen CHA - I informiert. Gleichzeitig 
wurde Gelegenheit eingeräumt, sich bis spätestens 05.10.2017 schriftlich oder zur Niederschrift 
zur Sache zu äußern. · 

Mit Fax vom 05.10.2017 zeigte der bevollmächtigte Vertreter, Herr Rechtsanwalt Gregor 
Samimi seine Bevollmächtigung im Verwaltungsverfahren an und beantragte gleichzeitig Ak­
tenein$icht. Die Akteneinsicht wurde am 06.10.2017 gewährt. DerbevollmächtigteVertreter 
wurde gebeten, die Akten und ggf. seine Stellungnahme bis 17.10.2017 an das Landratsamt 
Cham zu versenden. 

Eine Antwort ging bis heute nicht ein. 

Der bevollmdchtigte Vertreter wird in diesem Zusammenhang gebeten, die Akte wieder an das 
Landratsamt Cham zurückzusenden. 

11. 

1. Das Landratsamt Cham ist als Untere Straßenverkehrsbehörde gemäß § 31 a i. V .m. § 68 
StVZO sachlich und örtlich zum Erlass dieses Bescheides zuständig. 

2. Die zuständige Behörde kann gegenüber einem Fahrzeughalter fl1r ein oder mehrere auf ihn 
zugelassene oder künftig zuzulassende Fahrzeuge die Führuhg eines Fahrtenbuchs anord­
nen, wenn die Feststellung des Fahrzeugfiihrers nach einer Zuwiderhandlung gegen Ver- . 
kehrsvorschritten nicht möglich war. Die Verwaltungsbehörde kann ein oder mehrere Er­
satzfahrzeuge bestimmen (§ 31 a StVZO). 

3. Durch die Verkehrskontrolle vom 06.05.2017 auf derB 96 wurde festgestellt, dass der Füh-
rer des Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen CHA - I die zulässige · 
Höchstgeschwindigkeit um 26 kmlh überschritten hatte. Das Fahrzeug ist auf die Fa. 

AG aus zugelassen. Die Ermittlung des Kraftfahrzeugfilhrers vom 
06.05.2017 war nicht möglich. Weder auf die Anhörung der Geschäftsleitung der 

· ·, noch nach Akteneinsicht durch den bevollmächtigten Vertreter wurde der Fahrer des 
Kraftfahrzeugs Mercedes genannt. Zusätzliche Ermittlungen des Landkreises Oberhavel 
brachten ebenso keinen Erfolg. 
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Der begangene Verkehrsverstoß ist so schwerwiegend, dass auf die Führung eines Fahrten­
buches nicht verzichtet werden kann. Die Überschreitung der zulässigen Geschwindigkeit 
außerhalb geschlossener Ortschaft um 26 kmlh stellt eine Verkehrsordnungswidrigkeit dar, 
die nach dem Bußgeldkatalog mit einer Geldbuße von mindestens 80 € und der Eintragung 
mit·1 Punkt ins Fahreignungsregister gealmdet wird. Gerade, weil die Eintragungen von 
Verkehrszuwiderhandlungen im Fahreignungsregister mit seinem Punktsystem in dessen 
Konsequenz über die Eignung oder Nichteignung eines Kraftfahrzeugführers entscheiden 
kann, zeigt dies die Wichtigkeit einer Fahrerfeststellung. Ohne Feststellungen und einer zu­
verlässigen Zuordnung von Zuwiderhandlungen zum Fahrzeugführer kann das Punktsystem 
aus dem Straßenverkehrsgesetz zu keiner aussagekräftigen.Anwendung kommen. 

Eine Geschwindigkeitsüberschreitung außerhalb geschlossener Ortschaft um 26 km/h lässi 
auch ein erhebliches Maß an Verantwortungslosigkeit erkennen, da eine hohe Anzahl .fol­
genschwerer Verkehrsunfälle ursächlich von nicht angepasster Geschwindigkeit abzuleiten . 
sind. Von einem geringfilgigen Verkehrsverstoß kann somit keinesfalls die Rede sein. Ge­
schwindigkeitsüberschreitungen von mehr als 10 bis 15 km passieren auch nicht mehr als 
Lässigkeit. Bei 126 km/h ist durch den KraftfahrzeugfUhrerein erhebliches Maß an Auf-. 
merksamkeit auf alle Verkehrsgeschehen zu lenken. Auch ein einmaliger Verstoß mit Punk­
tebewertung rechtfertigt die Anordnting zur Führung eines Fahrtenbuches, weil ohne die 
Fahrerfeststellung keine lückenlose Feststellung der Kraftfahreignung eines Fahrzeugfüh­
rers vorgenommen werden kann. Aus Gründen der Erhaltung der Verkehrssicherheit i.st ei­
ne Auferlegung eines Fahrtenbuches unter Ausübung pflichtgemäßen Ermessens durchaus 
gerechtfertigt. 

Das Landratsamt Cham will hier noch anmerken, dass es.sich beim festgestellten Kraftfahr­
zeug der Fa AG mit dem amtlichen Kennzeichen CHA- 'um kein alltäg­
liches Kraftfahrzeug im Sinne eines allgemein von einer Vielzahl von Mitarbeitern genutz­
ten Baustellenfahrzeugs handelt. Vielmehr entspricht das Fahrzeug Daimler einer gehobe­
nen Fahrzeugklasse, diese regelmäßig nur durch einen erlesenen Fahrerkreis gefahren w~r­
den dürfte,. was die Halterfeststellung grundsätzlich einfacher machen könnte. Breits eine 
einfache Bilderabfrage bei Google durch das Landratsamt Cham legt konkrete RückschlUs-
se auf die Fahrereigenschaft des Daimlers mit dem Kennzeichen CHA- • am 
06.05.2017 nahe. 

4. Das Landrätsamt hielt es in Ausübung pflichtgemäßen Erme~sens fUr: geboten, gemäß § 80 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO die Führung des Fahrtenbuches fUr: sofort vollziehbar zu erklä­
ren, weil die Ordnungswidrigkeit mit fehlender Fahrerfeststellung als derart schwerwiegend 
anzusehen ist, dass das Interesse der Fa. AG, nicht bereits vor Bestandskraft des. 
Bescheides ein Fahrtenbuch fUhren zu müssen, gegenOber dem öffentlichen Interesse zu­
rückstehen muss. Die Öffentlichkeit hat ein berechtigtes Interesse daran, das Kraftfahrer, 
die erhebliche Verkehrsverstöße begehen, künftig nicht den fiir die Sicherheit des Verkehrs 
notwendigen Maßnahmen, insbesondere den Verwaltungsmaßnahmen Ober Fahrverbot, 
Verkehrsunterricht und Entziehung der Fahrerlaubnis entgehen. Auch die Gleichbehand-

. lung von privaten Fahrzeugführern und Finnenwägen darf nicht vergessen werden. In Ab-

. wägung der Interessen der Öffentlichkeit gegen die relativ milde Eingriffsbeschwer des Be-
troffenen müssen die Interessen der Fa. zurücktreten. Durch weiteres ver-
kehrswidriges Verhalten ·ohne Fahrerautklärung entsteht eine konk:fete Gefahr fi1r das Le­
ben, das Eigentum und die Gesundheit der anderen Verkehrsteilnehmer. 
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5. Die Androhung des Zwangsgeldes für den Fall der Nichterfüllung der unter Nummer 1 und 
2 angesprochenen Verpflichtung beruht auf Art. 29, 30, 31, 36 des Bayer. Verwaltungszu­
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes (VwZVG). Da die Androhung einen Leistungsbe­
scheid im Sinne des Art. 23 BayVwZVG enthält, kann das Zwangsgeld im Wege der 
Zwangsvollstreckung beigetrieben werden, wenn die Zwangsgeldforderung fällig wird, oh­
ne dass es eines neuen Verwaltungsaktes bedarf. 

6. Die festgesetzte Zeitdauer zur Führung des Fahrtenbuches von sechs Monaten ist erforder­
lich, um zu erreichen, dass künftige Verkehrsverstöße dem jeweiligen Fahrzeugführer zu­
geordnet werden können. Von der Festsetzung zur Führung des Fahrtenbuches auf Dauer 
eines Jalu·es wurde abgesehen, da erwartet wird, dass die Halbjahresfrist zur Fahrtenbuch­
fiilmmg für dieses Fal1rzeug als "Maßnahme zur Veränderung und Besserung" ausreicht, 
um künftiges Nichtermitteln des Fahrers/der Fahrerin zu verhindern. 

7. Oie Kostenfestsetzung stützt sich auf die§§ 11 mit 4 der Gebührenordnung ftir Maßnahmen 
im Straßenverkehr vom 26.06.1970 (BGBl. I S. 865) in der derzeit gültigen Fassung i. V .m. 
Nr. 252 des Gebührentarifs. Das LandTatsamt Cham blieb bei der Festlegung der Gebüruen 
im unteren Viertel des möglichen Gebübreruahmens. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei vvi 1 (7 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, Postfachanscruift: Postfach 11 01 65, \ tU\ • J~ 
93014 Regensburg, .Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regenburg, schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die 
KJage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Kla­
gebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften ftir die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausftihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. 
Juni 2007 (GVBI S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Fahrerlaubnisrechts abge­
schafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

• Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulässig. 

• Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01. Juli 2004 grundsätzlich 
ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

Wegen der Anordnung der sofortigen Vollziehung hat eine Anfechtungsklage gegen diesen 
Bescheid keine aufschiebende Wirkung(§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO); das bedeutet, dass 
der Bescheid auch drum befolgt werden muss, wenn er mit Klage angegriffen wird. Beim Land­
rarsamt Cham kann die Aussetzung der Vollziehung (§ 80 Abs. 4 VwGO) oder beim vorge­
nannten Verwaltungsgericht die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Klage 
beantragt werden (§ 80 Abs. 4 Satz 1 Abs. 5 VwGO). 


